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Die wissenschaftliche Erkenntnis wird nur durch die Diskussion 
vorangetrieben. Fehlt der Diskussionspartner, so fehlt das Für 
und Wider; steht aber eine Meinung für sich da, so muss das zu 
einer geistigen Verarmung fuhren. Es fehlt die notwendige Kor-
rektur der Gegenmeinung und die fruchtbare Spannung zwischen 
Theorie und Praxis. Die Wissenschaft ist eine durch und durch 
demokratische Angelegenheit: nicht eine Herrschaft des Unvers-
tandes, sondern der Sieg der besseren Einsicht. 

Franz Gscnitzer, Rechtsleben im Kleinstaat, JBl 1957, 15. 
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Teil 1 : 
Grundlagen 

I. Einführung 

A. Allgemeines 

Gegenstand der vor l i egenden Arbeit ist das Internationale Insolvenzrecht 
der Europäischen Gemeinschaf t , w e l c h e s in der Verordnung Nr. 1 3 4 6 / 2 0 0 0 
über grenzüberschreitende Insolvenzverfahren, im Fo lgenden E u l n s V O 
genannt, Gestalt a n g e n o m m e n hat.1 Erstmalig wurde in der EG das Interna-
tionale Insolvenzrecht in wesent l i chen Tei len vereinheit l icht . 2 Damit fo lgt 
die Gemeinschaf t d e m we l twe i ten Trend, R e g e l u n g e n in d i e s e m Rechtsbe-
reich zu erlassen.3 Das Internationale Insolvenzrecht beinhaltet inso lvenz-
spez i f i s che Rege ln z u m Kol l i s ions- , Verfahrens- und Sachrecht. 4 Auch in 
der E u l n s V O f inden s ich Rege lungen zu al len drei Bereichen. 5 Es geht u m 
Vorschrif ten, die innerhalb des Binnenmarktes die Wirkungen e ines inlän-

' Verordnung (EG) 1346/2000 des Rates v. 29.5.2000 über Insolvenzverfahren, ABl 
2000 L 160 S. 1 i.d.F. ABl 2003 L 236 S. 33. Im Folgenden sind die ohne Gesetzesstelle 
angegebenen Artikel und Erwägungsgründe jene der EulnsVO. 

1 Kolmann, The European Legal Forum 2002, 167; BT-Drs. 15/16, 1. 
3 Keppelmüller, Konkursrecht Rz. 7; vgl. Paulus ZIP 2000, 2189. Vgl. das Überein-

kommen des Europarats über bestimmte internationale Aspekte des Konkurses, unter-
zeichnet am 5.6.1990 in Istanbul („Istanbuler- oder Europarats-Konkursübereinkom-
men"), abgedruckt bei Fletcher, Insolvency 409 ff. Ferner die UNCITRAL-Modell-
bestimmungen zur grenzüberschreitenden Insolvenz vom 15.12.1997, abgedruckt in ZIP 
1997, 2224 ff. Aktuelle Beispiele bieten die Gesetze zur Neuregelung des Internationalen 
Insolvenzrechts in Österreich durch das IIRG ö.BGBl I 2003/36 und in Deutschland 
durch das IIRG BGBl I 2003, 345. Siehe zu beiden Reformen ausführlicher Wehdeking 
DZWIR 2003, 133; sowie zur Reform in Deutschland Pannen/Riedemann NZI 2004, 301. 
Das American Law Institute erarbeitete Principles of cooperation in transnational insol-
vency cases among the members of the North American Free Trade Agreement, 
http://www. 
advsoc.on.ca/pdf/Guidelines CtC.pdf (20.10.2004). Es handelt sich dabei um Richtlinien 
für grenzüberschreitende Insolvenzfälle, welche die Zusammenarbeit der Gerichte unter-
einander regeln. 

4 Chalupsky in Baudenbacher 300; Keppelmüller, Konkursrecht Rz. 8; Häsemeyer, In-
solvenzrecht Rz. 35.03 f; ausfuhrlicher dazu Herchen, Übereinkommen 26 ff. 

5 Herchen, Übereinkommen 27 f. 
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dischen Insolvenzverfahrens im Ausland und die Inlandswirkungen eines 
ausländischen Insolvenzverfahrens regeln.6 

Für die Funktionsfahigkeit des Binnenmarktes reicht es nicht allein aus, 
wirtschaftliche Freiheiten sicherzustellen. Vor allem die vier Grundfreihei-
ten der EG ermöglichen es den Wirtschaftssubjekten, sich unabhängig von 
nationalen Grenzen zu betätigen.7 Die grenzüberschreitende Wirtschaftstä-
tigkeit führt dazu, dass häufig das Vermögen von Personen auf mehrere 
Staaten verteilt ist. Diese wirtschaftlichen Verflechtungen bedürfen eines 
Insolvenzverfahrens, das an den Mitgliedstaatsgrenzen keinen Halt macht. 
Einzelstaatliche Insolvenzverfahren können ihre Funktion der kollektiven 
hoheitlichen Gesamtvollstreckung bzw. Gesamtsanierung des Schuldner-
vermögens aufgrund ihrer territorialen Beschränkung nicht ausreichend 
erfüllen.8 Die Nationalität bei der Regelung internationaler Sachverhalte 
stört im Insolvenzrecht.9 Der Binnenmarkt verlangt nach Regelungen, wel-
che im Fall der Zahlungsunfähigkeit eines Marktteilnehmers zur einheitli-
chen Liquidation und Verteilung oder zur Sanierung des Schuldnervermö-
gens über nationale Grenzen hinaus führen.10 Insolvenzrecht ist Teil des 
Wirtschaftsrechts, oder besser gesagt, wirtschaftliches Krisenrecht.11 Seit 
dem Erlass der EulnsVO ist es innerhalb des Binnenmarktes nicht mehr 
möglich, Vermögen dem Zugriff der Gläubiger zu entziehen, indem dieses 
vor Verfahrenseröffnung ins EG-Ausland verbracht wird, um die rechtli-
chen Unterschiede für sich nutzbar zu machen.12 

B. Entstehungsgeschichte 

Mit dem Erlass der EulnsVO haben langjährige Bemühungen zur Regelung 
grenzüberschreitender Insolvenzen ihren Abschluss gefunden.13 Die Vor-

6 Herchen, Übereinkommen 26; Ehricke in Basedow 339; Chalupsky in Baudenbacher 
301. 

7 Ausführlicher zu den vier Grundfreiheiten: 1) Freier Warenverkehr Meesenburg in 
Schwarze, EGV Art. 23, 2) Freizügigkeit der Arbeitskräfte Schneider/Wunderlich in 
Schwarze, EGV Art. 39; 3) Niederlassungsfreiheit Schlag in Schwarze, EGV Art. 43; 4) 
Freiheit des Kapital- und Zahlungsverkehrs Holoubek in Schwarze, EGV Art. 56. 

8 Vgl. Keppellmüller, Konkursrecht Rz. 6; ferner Ehricke in Basedow 338. 
9 Ehricke in Basedow 338. 
10 Vgl. Virgos/Schmit in Stall Nr. 1. 
" Ehricke in Basedow 338; Paulus ZIP 2000, 2189; Potthast, Probleme 3; Pa-

pe/Uhlenbruck, Insolvenzrecht Rz. 8. 
12 Erwägungsgrund (4); vgl. Keppelmüller, Konkursrecht Rz. 7; Ehricke in Basedow 

338 f; Smid, Insolvenzrecht Kap. 2 Rz. 13. 
13 Wimmer ZInsO 2001,97 . 
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geschichte reicht bis ins Jahr 1960 zurück.14 Ein eigener Rechtsakt für In-
solvenzverfahren war nicht zuletzt auch deshalb notwendig, weil das für 
die individuelle Rechtsverfolgung über nationale Grenzen hinaus vorgese-
hene Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen, im 
Folgenden EuGVÜ genannt, Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren 
von seinem Anwendungsbereich ausschließt (Art. 1 Z. 2 EuGVÜ).15 Für 
die letztgenannten Verfahren gab es bis zum Inkrafttreten der EulnsVO 
keine gemeinschaftsweite Regelung für Zuständigkeits-, Anerkennungs-
und Vollstreckungsfragen. Mittlerweile wurde das EuGVÜ von der Ver-
ordnung über die Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung in Zivil-
und Handelssachen, im Folgenden EuGVVO genannt, ersetzt.16 In der 
EuGVVO finden sich die ausgenommenen Verfahren in Art. 1 Abs. 2 
lit. b) EuGVVO wieder.17 Die EulnsVO ergänzt die Zuständigkeits-, Aner-
kennungs- und Vollstreckungsvorschriften für den besonderen Rechtsbe-
reich der Insolvenz.18 Damit enthält sie dieselben internationalverfahrens-
rechtlichen Bereiche wie die EuGVVO.19 

Unmittelbarer Vorgänger der EulnsVO ist das auf Grundlage des 
Art. 220 EGV [alt], Art. 293 EGV [neu], ausgearbeitete Übereinkommen 
der Europäischen Union über Insolvenzverfahren vom 23.11.1995, im Fol-
genden EulnsÜbk genannt, welches nie in Kraft trat.20 Das Vereinigte Kö-
nigreich lehnte die Zeichnung ab, um damit gegen das Importverbot briti-
schen Rindfleischs zu protestierten.21 Einer deutsch-finnischen Initiative 
ist es zu verdanken, dass die Bemühung um das EulnsÜbk nunmehr in 

14 Siehe zu den verschiedenen Vorentwürfen in zeitlicher Reihenfolge Herchen, Über-
einkommen 21 ff. 

15 Brüsseler Übereinkommen (EWG) v. 27.9.1968 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl 
1972 L 299 S. 32, konsolidierte Fassung ABl 1998 L 27 S. 1; vgl. Keppelmüller, Kon-
kursrecht Rz. 3 f. 

16 Verordnung (EG) 44/2001 des Rates v. 22.12.2000 über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen, ABl 2001 L 12 S. 1 i.d.F. ABl 2001 L 307 S. 28, ABl 2002 L 225 S. 13 und ABl 
L 236 S. 33. Dänemark beteiligte sich nicht an der Umsetzung der EuGVVO (Art. 1 
Abs. 3 EuGVVO sowie Erwägungsgrund [21] EuGVVO). Im Verhältnis zu Dänemark 
gilt nach wie vor das EuGVÜ. Siehe dazu auch Kropholler, Zivilprozessrecht Art. 1 
Rz. 47. 

17 Burgstaller/Neumayr in Burgstaller, IZVR 11/31 EuGVVO Art. 1 Rz. 1; Rauscher, 
Brüssel I-VO Art. 1 Rz. 18 ff. 

18 Virgos/Schmit in Stoll Nr. 77; Rauscher, Brüssel I-VO Art. 1 Rz. 18. 
19 Siehe dazu Kapitel I.F. 
20 Übereinkommen des Rates der Europäischen Union über Insolvenzverfahren vom 

23.11.1995, abgedruckt in Stoll 3 ff.; vgl. zum Werdegang Wimmer ZInsO 2001, 97; 
sowie Duursma in Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky, EulnsVO Geschichte 
Rz. 7 ff.; siehe zur Kompetenzgrundlage Hatje in Schwarze, EGV Art. 293. 

21 Wimmer ZInsO 2001, 97. 
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Form der EulnsVO Gestalt angenommen hat.22 Die Systematik und die 
Einzelregelungen sind mit dem gescheiterten EulnsÜbk weitge-
hend ident.23 Die EulnsVO enthält wenige inhaltliche Abweichungen so-
wie formale Anpassungen, die aufgrund der geänderten Rechtsform not-
wendig wurden.24 Zum EulnsÜbk erging ein ausfuhrlicher Erläuternder 
Bericht, im Folgenden EB genannt, von Virgos/Smit, welcher neben den 
Erwägungsgründen der EulnsVO eine weitere wesentliche Auslegungshilfe 
darstellt.25 

C. Kompetenzgrundlage 

Durch den Vertrag von Amsterdam erhielt der Rat die Kompetenz, im Be-
reich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenzüberschrei-
tenden Bezügen Rechtsakte zu erlassen.26 Damit konnte für das Insolvenz-
recht die Rechtsform einer Verordnung anstelle eines völkerrechtlichen 
Übereinkommens gewählt werden.27 Rechtsgrundlagen der EulnsVO sind 
die Art. 61 lit. c) EGV, Art. 65 EGV, Art. 67 Abs. 1 EGV und Art. 249 
EGV.28 Die Mehrheit der Mitgliedstaaten sowie die Kommission sprachen 
sich unter den zur Verfügung stehenden gemeinschaftsrechtlichen Instru-
menten für die Rechtsform einer Verordnung aus.29 Damit wurde das 
strengste europarechtliche Rechtsinstrument gewählt.30 Die Verordnung ist 
in allen Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in den Mitgliedstaaten 

22 Siehe F N 2 1 . 
23 Eidenmüller IPRax 2001, 2 (7). 
24 Siehe zu den Änderungen im Einzelnen Eidenmüller IPRax 2001, 2 (7 f.); ferner 

Wimmer ZInsO 2001, 97 (98 f.). 
25 Duursma in Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky, EulnsVO Geschichte 

Rz. 10; der Erläuternde Bericht findet sich abgedruckt bei Virgos/Schmit in Stoll 32 ff. 
26 Vertrag von Amsterdam v. 2.10.1997 zur Änderung des Vertrags über die Europäi-

sche Union, der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger 
damit zusammenhängender Rechtsakte, ABl 1998 C 340 S. 1; ausfuhrlicher dazu: Base-
dow EuZW 1997, 609; Besse ZEuP 1999, 107; Jayme/Kohler IPRax 1997, 385; dies. 
IPRax 1998, 417; dies. IPRax 1999, 401; Streinz EuZW 1998, 137; Goeth ZIK 2000/186 
(148); ferner Bardenhewer in Lenz, EGV Vorbem. Art. 61-69 Rz. 6 ff., Art. 61 Rz. 4; 
Art. 65 Rz. 1 ff.; Wiedmann in Schwarze, EGV Art. 61 Rz. 1 ff., Art. 65 Rz. 1 ff. 

27 Wimmer ZInsO 2001, 97; Burgstaller/Neumayr in Burgstaller, IZVR 11/31 EuGVO 
vor Art. 1 Rz. 7. 

28 Kolmann The European Legal Forum 2002, 167 (168); Buchberger/Buchberger ZIK 
2000/187 (150); Becker ZEu? 2002, 287; vgl. FN 26. 

29 BT-Drs. 15/16, 11. 
30 Kolmann The European Legal Forum 2002, 167 (168). 
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(Art. 2 4 9 E G V und Art. 47) . 3 1 S ie verdrängt in ihrem Anwendungsbere i ch 
das nationale Recht. 3 2 

Das Ziel , innerhalb kürzester Zeit Rege lungen im Internationalen Insol-
venzrecht zu vereinheit l ichen, war mittels einer Verordnung am besten 
gewährleistet . 3 3 Eine Richtl inie hätte zwar die Eigenhei ten des nationalen 
Rechts besser berücksichtigt , da d e m nationalen Gese tzgeber ein gewi s ser 
Spielraum bei deren U m s e t z u n g verbl ieben wäre. 3 4 Al lerdings wäre dies 
der Rechtsvereinhei t l ichung abträglich g e w e s e n . E inem Anpassungsbedarf 
der j e w e i l i g e n mitgl iedstaat l ichen Rechtsordnungen an die E u l n s V O wur-
de anderweit ig Rechnung getragen: Es wurde z w i s c h e n d e m Erlass und der 
Inkraftsetzung der E u l n s V O eine zweijährige Legisvakanz best immt 
(Art. 47) . 3 5 

D. Auslegungskompetenz des EuGH 

D i e A u s l e g u n g der Verordnung obl iegt d e m EuGH (Art. 2 3 4 E G V ) . 3 6 D i e 
just iz ie l le Zusammenarbei t (Art. 65 E G V ) , auf der die E u l n s V O beruht, ist 
im Titel IV des E G V geregelt . 3 7 Für d iesen Titel gilt im Verg le ich z u m 

31 Biervert in Schwarze, EGV Art. 249 Rz. 18 ff.; Duursma in Duursma-Kepplin-
ger/Duursma/Chalupsky, EulnsVO Art. 47 Rz. 1 ff. 

32 Biervert in Schwarze, EGV Art. 249 Rz. 7. 
33 BT-Drs. 15/16, 11. 
34 Wimmer ZInsO 2001, 97; BT-Drs. 15/16, 11. 
35 In Deutschland wurde mit dem IIRG BGBl I 2003, 345, das „Gesetz zur Neurege-

lung des Internationalen Insolvenzrechts vom 14. März 2003" erlassen. Mit Art. 1 dieses 
Gesetzes wurde die EulnsVO in das deutsche Recht eingepasst; siehe dazu BT-Drs. 
15/16, 1; ferner Pannen/Riedemann NZI 2004, 301. Österreich erließ bereits zum Eulns-
Übk flankierende Bestimmungen. Die Anpassungen wurden in den §§ 7, 8 und 9 IEG 
eingefügt; siehe dazu das IRÄG ö.BGBl I 1997/114. Zwischenzeitlich folgte die Eulns-
VO dem Übereinkommen, wodurch das IEG insoweit geändert wurde, als die Verweise 
in den genannten Bestimmungen Bezug auf die EulnsVO nehmen; siehe dazu die InsNov 
ö.BGBl I 2002/75; sowie RV 988 BlgNR 21. GP 16. Im Juni 2003 folgte ein Gesetz zum 
Internationalen Insolvenzrecht; siehe dazu das IIRG ö.BGBl I 2003/36. Dieses hebt unter 
anderem die §§ 7-9 IEG auf und fügt sie aus systematischen Gründen wortgleich in die 
Konkursordnung ein; siehe dazu die RV 33 BlgNR 22. GP 27. Die entsprechenden Be-
stimmungen finden sich in den §§ 218-220 KO [neu] wieder; siehe dazu die RV 33 
BlgNR 22. GP 1 f. Darüber hinaus wurde ein „Vierter Teil" mit der Überschrift „Interna-
tionales Insolvenzrecht" in die Konkursordnung eingegliedert. Siehe zu den Änderungen 
die Textgegenüberstellung der alten und neuen Fassung im Anhang an die Erläuterungen 
in der RV 33 BlgNR 22. GP. Siehe zur Reform in Deutschland und Österreich zum IIR 
ausführlicher Wehdeking DZWIR 2003, 133. 

36 Schwarze in Schwarze, EGV Art. 234 Rz. 8. 
37 Siehe zu den Schwierigkeiten der systematischen Einordnung der justiziellen Zu-

sammenarbeit unter den Titel IV Wiedmann in Schwarze, EGV Art. 65 Rz. 5. 
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allgemeinen Vorabentscheidungsverfahren (Art. 234 EGV) eine Sonderre-
gelung für das Vorlagerecht der nationalen Gerichte an den EuGH (Art. 68 
EGV).38 Eine Auslegungsfrage zu einem Rechtsakt, der auf dem Titel IV 
beruht, kann erst vom letztinstanzlichen Gericht dem EuGH vorgelegt 
werden.39 Ob es sich dabei um eine Vorlagebefugnis oder eine Vorlage-
pflicht handelt, ist zweifelhaft.40 Normalerweise ist jedes einzelstaatliche 
Gericht gemäß Art. 234 II EGV berechtigt, bei Auslegungsfragen vorzule-
gen.41 Nur das letztinstanzliche Gericht ist gemäß Art. 234 III EGV zur 
Anrufung des EuGH verpflichtet.42 Aufgrund der im Titel IV erst in der 
letzten Instanz vorgesehenen Vorlagekompetenz des Gerichts wird es eini-
ge Zeit dauern, bis eine Entscheidung des EuGH zur EulnsVO ergeht. Al-
lerdings ist an dieser Stelle auf eine Kompetenz des Rates, der Kommissi-
on oder eines Mitgliedstaates aufmerksam zu machen. Gemäß Art. 68 
Abs. 3 EGV dürfen auch sie eine Frage zur Auslegung eines auf Titel IV 
gestützten Rechtsaktes dem EuGH vorlegen.43 Mit der Inanspruchnahme 
dieser Kompetenz könnte vorerst eine im Vergleich zur Vorlagebefugnis 
im gerichtlichen Verfahren schnellere Klarstellung zu offenen und stritti-
gen Auslegungsfragen erreicht werden. So vor allem auch zu der in der 
vorliegenden Arbeit behandelten Frage der internationalen Zuständigkeit 
für Annexprozesse.44 

E. Regelungsüberblick 

Die Verordnung gliedert sich in fünf Kapitel mit insgesamt 47 Artikeln 
und drei Anhängen, die ebenfalls Bestandteil der Verordnung sind. Sie 
schafft kein neues „europäisches" Insolvenzverfahren.45 Maßgebend blei-
ben die jeweiligen einzelstaatlichen Insolvenzverfahren, denen die Eulns-
VO grenzüberschreitende Wirkung zuerkennt.46 Die Erwägungsgründe (1)-
(33) enthalten die wichtigsten Aussagen über Ziel und Zweck der Verord-
nung (vgl. Art. 253 EGV) und dienen dem besseren Verständnis des Ver-

38 Wiedmann in Schwarze, EGV Art. 68 Rz. 1. 
39 Wiedmann in Schwarze, EGV Art. 68 Rz. 3. 
40 Eidenmüller IPRax 2001, 2 (7); Burgstaller/Keppelmüller, IZVR 11/71 InsVO vor 

Art. 1 Rz. 10, keine Vorlagepflicht; Wiedmann in Schwarze, EGV Art. 68 Rz. 3, Vorlage 
im Ermessen des Gerichts. 

41 Schwarze in Schwarze, EGV Art. 234 Rz. 25 ff. 
42 Schwarze in Schwarze, EGV Art. 234 Rz. 41 ff. 
43 Siehe zur so genannten abstrakten Auslegungskompetenz Wiedmann in Schwarze, 

EGV Art. 68 Rz. 7 ff. 
44 Siehe dazu ausführlich ab Kapitel VI. 
45 Becker ZEuP 2002, 287 (289). 
46 Siehe Kapitel II.B.l.b). 
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Ordnungstextes.47 Kapitel I (Art. 1-15) bestimmt den Anwendungsbereich 
(Art. 1 und Art. 2), legt die direkte internationale Zuständigkeit für das 
Hauptinsolvenzverfahren (Art. 3 Abs. 1) und die Sekundärinsolvenzverfah-
ren (Art. 3 Abs. 2 -4 ) fest, enthält die Grundkollisionsnorm (Art. 4) und 
regelt gewisse Sonderkollisionsnormen zu bestimmten Rechtsbereichen 
(Art. 5-15). Kapitel II (Art. 16-26) behandelt die grenzüberschreitende 
Anerkennung und Vollstreckung der Insolvenzverfahren sowie die Befug-
nisse der Insolvenzverwalter. Kapitel III (Art. 27-38) regelt das Sekundär-
insolvenzverfahren und enthält zwingende Koordinationsvorschriften für 
die Beteiligten des Hauptverfahrens mit jenen des Sekundärverfahrens.48 

Kapitel IV (Art. 3 9 ^ 2 ) enthält Vorschriften über die Unterrichtung der 
Gläubiger und die Anmeldung ihrer Forderungen. Kapitel V (Art. 43—47) 
beinhaltet die Übergangs- und Schlussbestimmungen.49 

F. Regelungen zum europäischen Zivilprozessrecht 

Die EulnsVO regelt dieselben international-verfahrensrechtlichen Bereiche 
- internationale Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung - wie die 
EuGVVO oder die EheVO. Dabei ist die EheVO ebenso wie die EulnsVO 
gegenüber der EuGVVO die speziellere Verordnung. Beide regeln Rechts-
bereiche, die Art. 1 Abs. 2 lit. a) und lit. b) EuGVVO ausnimmt.50 Die 

47 Vgl. Becker ZEuP 2002, 287 (288 f.), mit einer kurzen inhaltlichen Darstellung der 
Erwägungsgründe; siehe zur Begründungspflicht eines europäischen Rechtsaktes Schoo 
in Schwarze, EGV Art. 253. 

48 Ausfuhrlicher zur Koordination zwischen Haupt- und Sekundärinsolvenzverfahren 
Staak NZI 2004, 480; siehe zur Einflussnahme des Hauptinsolvenzverwalters auf das 
Sekundärverfahren Ehricke ZInsO 2004, 633. 

49 Vgl. Becker ZEuP 2002, 287 (289); ferner Goeth ZIK 2000/186 (149); eine ausführ-
lichere Übersicht findet sich bei Fritz/Bähr DZWIR 2001, 221 ff.; vgl. zum EulnsÜbk 
Virgos/Schmit in Stall Nr. 6. 

50 Erwägungsgrund (4); Rauscher, Brüssel I-VO Art. 1 Rz. 5 ff. und Rz. 18 ff.; 
Schlosser, EuEheVO Vorbem. zu Art. 1 Rz. 4, EuGVVO Art. 1 Rz. 21 ff., spricht davon, 
dass sich die EuGVVO und die EulnsVO nahtlos aneinanderreihen. Entweder unterfalle 
ein insolvenzrechtliches Einzelverfahren dem Anwendungsbereich der EuGVVO oder 
jenem der EulnsVO. Er versteht darunter aber nicht etwa auch ein Aneinanderreihen der 
Zuständigkeitsteile der EuGVVO und EulnsVO, sieht er doch die Zuständigkeit besagter 
Entscheidungen offensichtlich im autonomen Zuständigkeitsrecht begründet. Vielmehr 
versteht Schlosser das lückenlose Aneinanderreihen als ein solches der Anerkennungs-
und Vollstreckungsteile der EuGVVO und EulnsVO; ders., EuEheVO Vorbem. zu Art. 1 
Rz. 2, führt an, dass es das Ziel der EheVO sei, die Lücke hinsichtlich der Freizügigkeit 
der Gerichtsentscheidungen, die aufgrund der ausgeklammerten Rechtsmaterien des 
Art. 1 Abs. 2 lit. a) EuGVVO entstanden waren, zu verkleinern; vgl. zur EheVO Boele-
Woelki ZfRV 2001, 121. Czernich in Czernich/Tiefenthaler/Kodek, EuGVO Art. 1 
Rz. 17, spricht von einem Komplementärverhältnis zwischen EuGVVO und EulnsVO. 
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EuGVVO und die EheVO beinhalten in ihrem Kapitel II Regelungen zur 
internationalen Zuständigkeit. Daran schließt sich jeweils ein Kapitel III 
an, das die rasche und unkomplizierte Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen zum Inhalt hat. Die EulnsVO regelt in Kapitel I unter dem 
Titel „Allgemeine Vorschriften" in Art. 3 die internationale Zuständigkeit. 
Es folgt ein Kapitel II mit dem Titel „Anerkennung der Insolvenzverfah-
ren". Art. 25 mit der Überschrift „Anerkennung und Vollstreckbarkeit 
sonstiger Entscheidungen" ist in diesem Kapitel II enthalten. Ein Vergleich 
mit diesen anderen Rechtsakten zum internationalen Zivilprozessrecht soll 
im Folgenden Auslegungshilfe für die Regelungssystematik der EulnsVO 
hinsichtlich der Zuständigkeit für Annexprozesse bieten.51 Auch der EuGH 
greift zur Auslegung unterstützend auf anderes sekundäres Gemeinschafts-
recht zurück.52 

51 Siehe zur Zuständigkeitsfrage ausführlich ab Kapitel VI. 
52 Kropholler, Zivilprozessrecht Einl. Rz. 44, ähnlich Einl. Rz. 80; vgl. z.B. EuGH 

14.11.2002, Rs. C-271/2000, Steenbergen/Baten, Slg. 2002, 1-10489, Rz. 39 ff., wo der 
EuGH zur Auslegung des Begriffs „soziale Sicherheit" in Art. 1 Abs. 2 Z. 3 EuGVÜ die 
Verordnung (EWG) 1408/71 des Rates v. 14.6.1971 i.d.F. Verordnung (EG) 118/97 des 
Rates v. 2.12.1996, ABl 1997 L 28 S. 1, über die Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie deren Familienangehörige als 
Auslegungshilfe heranzieht. Siehe zur Entscheidung Trenk-Hinterberger The European 
Legal Forum 2003, 87 (insbes. 89 f.). 
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II. AnwendungsVoraussetzungen 

A. Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die am 29. Mai 2000 erlassene Verordnung trat gemäß Art. 47 am 
31.5.2002 in Kraft. Die EulnsVO findet auf Insolvenzverfahren Anwen-
dung, die nach diesem Zeitpunkt eröffnet wurden (Art. 43, 47).53 Dabei ist 
gemäß der Legaldefinition in Art. 2 lit. f) der Zeitpunkt maßgebend, in 
dem die Eröffnungsentscheidung wirksam wird.54 Auf die Rechtskraft der 
Entscheidung kommt es nicht an.55 Weiters ersetzt die Verordnung ab ih-
rem Inkrafttreten in ihrem sachlichen Anwendungsbereich die zwischen 
zwei oder mehreren Mitgliedstaaten bestehenden Übereinkünfte (Art. 44 
Abs. I).56 Damit verlieren insolvenzspezifische Staatsverträge zwischen 
den Mitgliedstaaten ihre Bedeutung (Art. 44 Abs. 1 lit. b], d], e] und g]).57 

Jene Konkursübereinkommen, die vor der EulnsVO mit Drittstaaten abge-
schlossen wurden, behalten insoweit Anwendungsvorrang, als die Verord-
nung mit diesen Übereinkommen unvereinbar ist (Art. 44 Abs. 3).58 

B. Sachlicher Anwendungsbereich 

/ . Art. 1 Abs. 1 

a) Unvollständige Formulierung 

Die EulnsVO gilt gemäß Art. 1 Abs. 1 für „Gesamtverfahren, welche die 
Insolvenz des Schuldners voraussetzen und den vollständigen oder teilwei-
sen Vermögensbeschlag gegen den Schuldner sowie die Bestellung eines 
Verwalters zur Folge haben". Diese Formulierung des sachlichen Anwen-
dungsbereichs ist zu eng.59 Eine nähere Betrachtung der Regelungen der 
EulnsVO zeigt, dass die Beschränkungen des Art. 1 Abs. 1 auf „Gesamt-

53 Duursma-Kepplinger/Duursma IPRax 2003, 505 (508 f.). 
54 Virgos/Schmit in Stall Nr. 68. 
55 Leible/Staudinger KTS 2000, 533 (536). 
56 Ausführlicher dazu Becker ZEuP 2002, 287 (292 ff.); sowie Duursma-

Kepplinger/Duursma IPRax 2003, 505 (510 f.). 
57 Philipp in FS Geimer 161. Die erwähnten Abkommen gelten nur noch für Altver-

fahren. Kürzlich hatte das OLG Frankfurt am Main noch Bestimmungen des DÖKV an-
zuwenden; siehe dazu Schollmeyer IPRax 2003, 227 (228 f.). 

58 Ausführlicher Duursma-Kepplinger/Duursma IPRax 2003, 505 (511). 
59 Mörsdorf-Schulte IPRax 2004, 31 (35). 
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verfahren" nicht durchgehalten werden:60 Im zuständigkeitsrechtlichen Teil 
(Art. 3) ist von der „Eröffnung des Insolvenzverfahrens" die Rede.61 Der 
Anerkennungs- und Vollstreckungsteil spricht dann von „Eröffnungsent-
scheidungen" (Art. 16 Abs. 1), „Durchführungs- und Beendigungsent-
scheidungen" (Art. 25 Abs. 1 Unterabs. 1), sowie „sonstige mit dem Insol-
venzverfahren eng zusammenhängende Entscheidungen" (Art. 25 Abs. 1 
Unterabs. 2).62 All diese Entscheidungen, die im Laufe eines Insolvenzver-
fahrens ergehen, fallen in den sachlichen Anwendungsbereich der Verord-
nung. Auf den Begriff „Gesamtverfahren" zur Bestimmung des sachlichen 
Anwendungsbereichs für die aus einem Insolvenzverfahren resultierenden 
weiteren Entscheidungen kann nicht abgestellt werden. Welche Insolvenz-
verfahren überhaupt unter die EulnsVO fallen, ist eine andere Frage und ist 
vorab zu klären. 

b) Bedingungen des Art. 1 Abs. 1 

Als erste grundlegende Bedingung wird das Vorliegen eines Gesamtver-
fahrens gefordert. Damit sind jene Verfahren gemeint, die dazu dienen, 
offene Forderungen der Gläubiger kollektiv zu befriedigen.63 Die Mög-
lichkeit einer individuellen Rechtsverfolgung muss dabei ausgeschlossen 
sein. Die Verfahren können auf Sanierung oder Liquidation gerichtet 
sein.64 Regelfall ist das gerichtliche Verfahren. Gesamtverfahren können 
aber auch außergerichtliche Insolvenzverfahren sein.65 Mit der Ausdeh-
nung auf außergerichtliche Verfahren wollte man gewissen Verfahrensar-
ten, die einige Mitgliedstaaten kennen und häufig anwenden, Genüge tun.66 

Unter den Begriff Gesamtverfahren werden die verschiedenen nationa-
len Insolvenzstammverfahren subsumiert, die im Anhang A aufgelistet 
sind. Der Anhang bildet einen integrierenden Bestandteil der Verordnung. 

60 Siehe FN 59; siehe genauer zu den so genannten Gesamtverfahren im folgenden 
Kapitel II.B.l.b). 

61 Der genaue Wortlaut des Art. 3 Abs. 1 wird in Kapitel VI.A wiedergegeben. 
62 Der genaue Wortlaut der genannten Bestimmungen findet sich in Kapitel VI.A. 
63 Virgos/Schmit in Stoll Nr. 49 a). 
64 Kolmann The European Legal Forum 2002, 167 (168); Fritz/Bähr DZWIR 2001, 

221 (223); Smid in FS Geimer 1222 f. 
65 Virgos/Schmit in Stoll Nr. 52. 
66 Virgos/Schmit in Stoll Nr. 52. 2. Ein solches Verfahren ist z.B. das irische oder eng-

lische „creditors' voluntary winding-up", das im Anhang A mit dem Zusatz „with con-
firmation by the court" aufgelistet ist. Dieser Zusatz bedeutet, dass Rechtsordnungen, 
welche diese Verfahrensart kennen, ein gerichtliches Bestätigungsverfahren einzuführen 
haben: Bescheinigt wird, dass das Verfahren im konkreten Fall jene zwei Voraussetzun-
gen des Art. 1 Abs. 1 erfüllt, welche dieser Verfahrensart nicht notwendigerweise inne-
wohnen. Das sind einerseits eine erfolgte Verwalterbestellung sowie andererseits die dem 
eröffneten Verfahren zugrunde liegende Insolvenz. Diese Bestätigung ist dann notwen-
dig, wenn der Verwalter seine Befugnisse in einem anderen Mitgliedstaat ausüben will. 
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